
  07.01.2009 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 2 

Gericht 

Asylgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

07.01.2009 

Geschäftszahl 

B12 310288-1/2008 

Spruch 

B12 310288-1/2008/4E 
 

BESCHLUSS 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. Josef Rohrböck als Vorsitzenden und den Richter Dr. Martin 
Moritz als Beisitzer im Beisein des Schriftführers Mag. Martin Werner über die Beschwerde des Herrn I.P., geb. 
00.00.1985, StA. Türkei, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 16. Februar 2007, Zl. 06 01.741-BAG, 
in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde von Herrn I.P. wird gemäß Art. 8 B-VG i.V.m. § 13 Abs. 3 AVG als unzulässig 
zurückgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 

I. Verfahrensgang: 
 

Mit dem angefochtenen Bescheid hat das Bundesasylamt den Antrag des Beschwerdeführers auf internationalen 
Schutz vom 9. Februar 2006 "gemäß § 3 Absatz 1 Asylgesetz 2005, BGBl I Nr. 100/2005 (...) idgF, abgewiesen" 
(Spruchpunkt I), ihm den Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Türkei 
"gemäß § 8 Absatz 1 Ziffer 1 AsylG" nicht zuerkannt (Spruchpunkt II) und ihn "gemäß § 10 Absatz 1 Ziffer 2 
AsylG (...) aus dem österreichischen Bundesgebiet in die Türkei ausgewiesen" (Spruchpunkt III). 
 

Am 5. März 2008 wurde ein mit "Berufung" betitelter und in französischer und türkischer Sprache abgefasster 
Schriftsatz beim Bundesasylamt eingebracht. Durch den Unabhängigen Bundesasylasenat erging am 26. März 
2007 ein Verbesserungsauftrag an den Beschwerdeführer, wonach er binnen zwei Wochen seine Eingabe in die 
deutsche Sprache zu übersetzen habe, andernfalls sein Anbringen nach fruchtlosem Ablauf der gesetzten Frist 
zurückgewiesen werde. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

1. Verfahrensgang und entscheidungswesentlicher Sachverhalt ergeben sich aus dem dem Asylgerichtshof 
vorliegenden Verwaltungsakt des Beschwerdeführers. 
 

2.1. Gemäß § 73 Abs. 1 und § 75 AsylG 2005 i.V.m. § 1 AsylG 2005 ist das Asylgesetz 2005 auf Anträge auf 
internationalen Schutz anzuwenden, die ab dem 1. Jänner 2006 gestellt wurden. Das vorliegende Verfahren war 
am 31. Dezember 2005 noch nicht anhängig, weshalb es nach dem AsylG 2005 zu führen ist. 
 

Gemäß § 61 Abs. 1 AsylG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, 
durch Einzelrichter (1.) über Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und (2.) Beschwerden wegen 
Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesasylamtes. 
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Soweit sich aus dem B-VG, dem Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100, und dem 
Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 - VwGG, BGBl. Nr. 10, nicht anderes ergibt, sind gemäß § 22 
Asylgerichtshofgesetz (AsylGHG) auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des 
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß 
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. 
 

Im vorliegenden Fall hat der Beschwerdeführer seine Beschwerde in französischer und türkischer Sprache beim 
Bundesasylamt eingebracht. Gemäß Art. 8 B-VG sind schriftliche Anbringen jedoch grundsätzlich in deutscher 
Sprache zu formulieren. Diese Verfassungsbestimmung lautet: 
 

Artikel 8 
 

(1) Die deutsche Sprache ist, unbeschadet der den sprachlichen Minderheiten bundesgesetzlich eingeräumten 
Rechte, die Staatssprache der Republik. 
 

(2) Die Republik (Bund, Länder und Gemeinden) bekennt sich zu ihrer gewachsenen sprachlichen und 
kulturellen Vielfalt, die in den autochthonen Volksgruppen zum Ausdruck kommt. Sprache und Kultur, Bestand 
und Erhaltung dieser Volksgruppen sind zu achten, zu sichern und zu fördern. 
 

(3) Die Österreichische Gebärdensprache ist als eigenständige Sprache anerkannt. Das Nähere bestimmen die 
Gesetze. 
 

Die Verwaltungsvorschriften können jedoch vorsehen, dass die Einbringung eines Rechtsmittels auch in anderen 
Sprachen zulässig ist (siehe Thienel: Verwaltungsverfahrensrecht3; Wien, 2004; S. 238). Eine derartige 
Bestimmung enthielt § 24 Abs 2 AsylG 1997 idF BGBl. I Nr. 101/2003, wonach Anträge nach diesem 
Bundesgesetz schriftlich auch in einer der Amtssprachen der Vereinten Nationen gestellt werden können und 
solche Anbringen, soweit nicht in deutscher Sprache eingebracht, von Amts wegen zu übersetzen sind. Eine 
solche Bestimmung ist in dem im gegebenen Fall anzuwendenden AsylG 2005 jedoch nicht mehr enthalten, 
sodass eine Rechtsgrundlage für eine amtswegige Übersetzung des Schriftsatzes vom 5. März 2007 fehlt. 
 

Dieser Umstand wurde dem Beschwerdeführer gemäß § 13 Absatz 3 AVG durch den Verbesserungsauftrag des 
Unabhängigen Bundesasylsenates als damals zuständige Behörde mit 26. März 2007 zur Kenntnis gebracht, 
wobei ihm aufgetragen wurde, die Eingabe vom 5. März 2008 in die deutsche Sprache übersetzen zu lassen und 
binnen zwei Wochen erneut vorzulegen. Dieser Aufforderung kam der Beschwerdeführer nicht nach und brachte 
bis zum Entscheidungszeitpunkt keine weiteren Eingaben beim Unabhängigen Bundesasylsenat oder dem 
Asylgerichtshof ein. 
 

Die Beschwerde war daher gemäß Art. 8 B-VG i.V.m. § 13 Abs. 3 AVG als unzulässig zurückzuweisen. Diese 
Entscheidung konnte gemäß § 41 Abs. 4 AsylG 2005 ohne Abhaltung einer mündlichen Verhandlung getroffen 
werden. 


